BEIBLATT

Anmerkungen zu den Musterstatuten
Zu § 1 
Name des Vereins

Der Vereinsname muss einen Schluss auf den Vereinszweck zulassen und darf nicht irre-führend sein. Maßgeblich ist ein durchschnittlich informierter aufmerksamer Betrachter,
d.h. Abkürzungen sind nur in Klammer (z.B. SV – für Sportvereinigung) möglich und Fantasienamen nur dann, wenn der gesamte Vereinsnamen einen Schluss auf den Vereins-zweck zulässt (z.B. Sportverein Herkules).
Die Verwendung von fremdsprachigen Begriffen oder Kunstworten, die allgemeinen Eingang in den Sprachgebrauch gefunden haben (z.B. Computer oder paint-ball oder hill-climbing), ist als Namensbestandteil zulässig.
Sitz des Vereins

Als Sitz des Vereins ist der Name einer Gemeinde zu nennen. Katastralgemeinden dürfen nicht genannt werden; in diesem Fall ist jene Gemeinde anzuführen, deren Teil die Katastralgemeinde ist. Auch eine genaue Adresse ist nicht zielvoll, da jede kleine Änderung der Adresse eine Statutenänderung erforderlich machen würde.
Zu § 2 

Vereinszweck
Der Vereinszweck muss klar und umfassend umschrieben werden; er darf nicht verschwommen, sondern muss bestimmt umschrieben werden. Zubeachten ist eine taxative (vollständige) Aufzählung der Vereinsziele; dies bedeutet allerdings nicht, dass alle angeführten Ziele auch tatsächlich verfolgt werden müssen. – Empfehlung: eher zu viele Ziele angeben, als zu wenige. Das Hinzukommen eines neuen Zieles ist mit einer Statutenänderung verbunden – hier jedoch unbedingt auf die ideellen Tätigkeiten  achten.
Ideelle Tätigkeiten zur Verwirklichung des Zweckes

Die ideellen Tätigkeiten umfassen jene Tätigkeiten des Vereins, die seine Zwecke verwirklichen. Es handelt sich meist um gesellige Zusammenkünfte, gemeinsame Übungen, Vorträge, Versammlungen, Ausstellungen, Veranstaltungen usw.;  auch hier ist der Verein nicht verpflichtet, alle in den Statuten angeführten Tätigkeiten auch tatsächlich zu verwirklichen.  Setzt der Verein aber Tätigkeiten, die in den Statuten nicht angeführt sind oder mit dem Vereinszweck im Widerspruch stehen, so besteht die Gefahr der behördlichen Auflösung des Vereins wegen Überschreitung seines statutengemäßen Wirkungskreises.
Aufbringung der finanziellen Mitteln

Diese Mitteln werden meist Beitrittsgebühren, Mitgliedsbeiträge und/oder Spenden aufgebracht. Bei Tätigkeiten, die zur Aufbringung der finanziellen Mitteln dienen, wird der Verein häufig auch selbst wirtschaftlich tätig – z.B. Betrieb einer Kantine  (Achtung, unterliegt dem Gewerberecht).
Zu §§ 4,5 und 6
Bestimmungen über den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft sowie Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder 

Welche Beschränkungen formeller oder materieller Art der Verein bezüglich des Mitgliedschaftserwerbes in seinen Statuten verankert, ist ihm selbst überlassen; einzig die Zwangsmitgliedschaft kann nicht Inhalt der Statuten werden. Eine Einschränkung des Kreises der möglichen Mitglieder kann jedoch vorgenommen werden.

Die Beendigung der Mitgliedschaft muss möglich sein. Die Statuten dürfen jedoch keine unüberwindliche Erfordernisse für den Austritt festlegen.

Beispiel:
Der Austritt kann jederzeit zum Ende des Monats erfolgen. Er muss dem Leitungsorgan (Vorstand) mindestens einen Monat vorher schriftlich mitgeteilt werden.
Zu § 7 
Das Stimmrecht sowie das aktive und passive Wahlrecht können auch auf die ordentlichen Mitglieder eingeschränkt werden.
Zu § 8

Organe des Vereins - siehe Statuten

Zu § 9 
Die Mitgliederversammlung ist zumindest alle fünf Jahre einzuberufen. An den Sitzungen der Mitgliederversammlung dürfen zwar alle Mitglieder teilnehmen, zur Stimmabgabe sind in der Regel aber nur die ordentlichen Mitglieder (soferne eine Unterteilung in den Statuten erfolgte) berufen  - wer im Speziellen das Stimmrecht besitzt, wird in den Statuten festgelegt

Die Ladung, das Antragsstellungsrecht und die Festlegung der Tagesordung sollten in den Statuten geregelt sein. 

Die Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied kann beschränkt – z. B. auf ein oder zwei Stimmrechte – oder überhaupt ausgeschlossen werden.
Im Hinblick darauf, dass das für die Beschlussfassung notwendige Quorum (Zahl der anwesenden Mitglieder) nicht zustande kommt, sollte daher in den Statuten eine vorbeugende Maßnahme verankert werden. 
Beispielsweise kann auf die Zuwartefrist ganz verzichtet werden; umgekehrt kann sie auch verlängert werden (z. B. auf eine Stunde).
Aufgaben der Mitgliederversammlung – hier sind alle Aufgaben anführen, die der Mitgliederversammlung und nicht dem Leitungsorgan zufallen.

Zu § 11 
Das Leitungsorgan (Vorstand) kann auch anders bezeichnet werden (z. B. „Geschäftsführung“) und muss mindestens zwei Personen umfassen. In einem Leitungsorgan, welches aus zwei Personen besteht, gilt bei der Entscheidungsfindung das Einstimmigkeitsprinzip. Es ist daher die Besetzung des Leitungsorganes mit mindestens drei Personen empfehlenswert, da jeweils ein Mitglied mit seiner Gegenstimme eine Initiative des anderen Mitgliedes unterbinden kann.

Die Mitglieder des Leitungsorganes sollten  voll geschäftsfähige Personen sein. Es finden sich darber  keine Bestimmungen im Vereinsgesetz, sodass die Regeln des bürgerlichen Rechts über die Geschäftsfähigkei zur Anwendung kommen.
Dauer der Funktionsperode des Leitungsorganes  - hier gibt es keine gesetzliche Regelung  

Zu § 12
Aufgabenkreis des Leitungsorganes – siehe Statuten (Festlegung der Aufgaben des Leitungsorganes – insbesondere jene, die nicht der Mitgliederversammlung zufallen)
Zu § 13
Eine Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis des Obmannes oder anderer Mitglieder des Leitungsorganes sollte in den Statuten näher geregelt werden. (z.B. Wer  vertritt den Verein nach außen ? Wer vertritt die organschaftlichen Vertreter bei Verhinderung? Wer ist für die Unterzeichnung der Schriftstücke verantwortlich? Wer ist für Geldangelegenheiten zuständig? 

Beispiele:

Schriftstücke des Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschrift des Obmannes oder des Obmannes und des Schriftführers, in finanziellen Angelegenheiten des Obmannes und des Kassiers (Vieraugenprinzip).
Die Vertretungs- und Zeichnungsbefugnisse für den Verein können selbst geregelt werden. Achtung: Die Vertretungsbefugnisse dürfen sich nicht mit den Zeichnungsbefugnissen überschneiden. D.h. sollte für Geldangelegenheiten der Obmann und der Kassier zeichnungsberechtigt sein, kann der Obmann den Kassier bei desenVerhinderung nicht vertreten (Verlust des Vieraugenprinzips).
Zu § 14
Zumindest zwei Rechnungsprüfer sind zu bestellen; diese müssen unabhängig und unbefangen sein. Sie dürfen weder persönlich noch wirtschaftlich von Organwaltern, deren Tätigkeit sie zu überwachen haben, abhängig sein und keinem zu kontrollierenden Organ (z.B. Leitungsorgan) angehören.

Zu § 15 
Den Statuten bleibt es grundsätzlich vorbehalten, die Schlichtungseinrichtung auszugestalten; jedoch weist der Gesetzgeber auf zwei Punkte besonders hin: die Unbefangenheit und das beiderseitige Gehör. 

Für die Zusammensetzung der Schlichtungseinrichtung empfiehlt sich eine ungerade Zahl (Abstimmungsverhältnis).
Zu § 16 
In den Statuten muss geregelt sein, unter welchen Voraussetzungen sich ein Verein selbst auflösen kann.  Sollte bei der Auflösung ein Vereinsvermögen vorhanden sein, muss auch  hier die Verwertung geregelt werden.
Es ist sicherzustellen, dass die Statuten auch im Sinn der Bundesabgabenordnung (BAO) die Kriterien der Gemeinnützigkeit erfüllen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass außer den formalen Kriterien in den Statuten auch die inhaltlichen Kriterien der Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 34 ff BAO (insbesondere des § 35 BAO) erfüllt sein müssen. Nähere Auskünfte dazu erteilt das Finanzamt, das auch über die Anerkennung der Gemeinnützigkeit entscheidet.
Hinweis:

Vereinstätigkeiten, wie das Betreiben einer Kantine oder das Abhalten von öffentlichen Veranstaltungen können auch Bewilligungen nach anderen Gesetzesmaterien (z. B. Gewerbeordnung oder Veranstaltungsgesetz) erfordern.
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